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Vollzug tierschutzrelevanter europäischen Regelungen in den Mitgliedstaaten 

Überblick mit einem Tagungsbericht 

Die Stellung des Tierschutzes in der EU  

Die Europäische Union hat eine dezidiert wirtschaftliche Gründungsgeschichte. Tiere im europäischen Rechtssystem sind daher nach wie vor rechtlich als Sachen qualifiziert, als Waren im Transport und Handel, als Produkte im Lebensmittelbereich, als Organismen, die Träger von Krankheitserregen sein können bzgl. der wissenschaftlichen Tierversuchen und der Gesundheitspolitik. Tiere sind im europäischen Rechtssystem Objekte und keine Rechtssubjekte. 
Tierschutz ist auch kein eigenes Politikfeld der EU wie etwa der Umweltschutz, dessen  
 Generaldirektion in der EU Kommission allein zuständig ist, und im Europaparlament gibt es einen  Umweltausschuss. 
 In der EU Kommission wird eine Abteilung Tierschutz der Generaldirektion Gesundheit und Verbraucherschutz (DG SANCO) zugeordnet. Weitere Zuständigkeiten für Tierschutz ergeben sich in der  Kommission für die Generaldirektionen Landwirtschaft, Umwelt und Handel. Im Europaparlament bearbeitet mit wenigen Ausnahmen der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung federführend tierschutzrelevante Vorlagen. Jenseits der vorgeschriebenen Ausschüsse im Europaparlament arbeiten Abgeordnete in so genannten Interessengruppen, eine davon ist dem Tier- und Artenschutz gewidmet.   
 
Tierschutzrelevante EU Einzelbestimmungen 
Diese unterschiedlichen Zuständigkeiten für tierschutzrelevante Bestimmungen der EU,  im wesentlichen Richtlinien und Verordnungen für landwirtschaftliche Nutztiere und Tiere im Versuch, haben also keinen einheitlichen Rahmen, sondern bestehen aus einer Vielzahl unterschiedlichster Regelungen. Für einzelne Tierarten fehlen Haltungsvorschriften gänzlich so etwa für Milchkühe und Mastkaninchen, Heimtiere als solches fallen nicht unter die Zuständigkeit der EU es sei denn, sie betreffen den Handel oder die Gesundheitsvorsorge von Mensch und Tier. Für Wildtiere existieren nur wenige Regelungen.  
Zwar gibt es für landwirtschaftliche Nutztiere neben den einzelgesetzlichen Vorschriften noch eine allgemeine Schutzvorschrift in Form der Richtlinie 98/58/EC. Diese hat zum Ziel, daβ den Tieren ‚keine unnötigen Schmerzen oder Schaden‘ zugefügt werden. Aufgrund der allgmein gehaltenen Formulierung ist diese Rechtsnorm in der Rechtspraxis nicht sehr relevant.

Grundsätze der europäischen Tierschutzpolitik: Die Fünf Freiheiten und der Vertrag von Lissabon
 Die so genannten „fünf Freiheiten“ bilden bereits 1998 die Grundlage der EU-Tierschutzpolitik: dies sind Freisein von Hunger und Durst, Freisein von Unbehagen, Freisein von Schmerz, Verletzungen und Krankheiten, Freisein zum Ausleben normaler Verhaltensweisen und Freisein von Angst und Leiden. 
Eine bedeutsame Entwicklung setzt sich seit den 90er Jahren durch, Tierschutz findet nach und nach in der EU als Reaktion auf die die gesellschaftlichen Entwicklungen Eingang in die Grundlage der Europäischen Union: in die Verträge. 
Erstmals wird in einer Erklärung zum Vertrag von Maastricht im Jahr 1992 Tierschutz als ‚Wohlergehen von Tieren‘ erwähnt. Im Amsterdamer Vertrag von 1996 werden Tiere erstmals in einem Prototkoll zum Vertrag, Nr. 31, als fühlende Wesen bezeichnet, jedoch nur im einführenden Satz für die Vorschrift selbst. Diese Vorschrift wurde immerhin Vertragsbestandteil.  
Entscheidend für den Schutz der Tiere in der EU jedoch war der Prozess des späteren Vertrags von Lissabon. Dieser war ursprünglich als Verfassung für Europa angelegt. Dem dafür eingesetzten  Konvent unter Roman Herzog ist es zu verdanken, dass im Jahr 2004 Tiere als „fühlende Wesen“ in den Verfassungsentwurf aufgenommen wurden. Dieser Text wurde im späteren, politisch zu einem ‚normalen‘ Grundlagenvertrag geschrumpften Vertrag von Lissabon beibehalten. Rechtssystematisch ist der Tierschutz im Kapitel III Artikel 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (VAEU) als allgemeines Grundprinzip angelegt. Dort sind zum Beispiel ebenso der Verbraucherschutz, das Nachhaltigkeitsprinzip, die Gleichstellung von Mann und Frau und der Datenschutz verankert. 
Diese Grundsätze betreffen gesellschaftliche Werte und sind daher noch Spuren des Verfassungsentwurfs. Das bedeutet, dass Art. 13 VAEU eher einem Staatsziel gleicht, jedoch keine Kompetenznorm darstellt. 
So positiv dieser allgemeine Auslegungsgrundsatz für Tiere als fühlende Wesen zu sehen ist, so umfassend sind die Ausnahmeregelung in dieser Vorschrift durch die Berücksichtigung religiöser Riten, kultureller Traditionen und des regionalen Erbes der Mitgliedstaaten. Eine seltene Anhäufig unbestimmter Rechtsbegriffe, die sich zudem überschneiden. 
Der Vertrag von Lissabon erlangte am 1. Dezember 2009 Rechtskraft. Tiere sind damit zwar im Sinne der einzelgesetzlichen Vorschriften nach wie vor Sachen. Ihrer in Art. 13 VAEU attestierten Fähigkeit zu fühlen und zu leiden ist jedoch seither Rechnung zu tragen. Dieses Grundprinzip bindet zudem sowohl die Institutionen der EU als auch die 27 Mitgliedstaaten in ihrer Gesetzgebung und im Verwaltungshandeln, sprich der Implementierung und dem Vollzug von gesetzlichen Vorschriften. 

Die aktuelle Entwicklung: Von europäischer Tierschutzpolitik zum europäischen Tierschutzrecht 
Unter dem Eindruck der zersplitterten und unübersichtlichen Vielzahl der einzelgesetzlichen  Bestimmungen hat die EU Kommission im Jahre 2006 eine Tierschutzpolitik der EU formuliert, einen Fünf-Jahresplan, der sämtliche tierschutzrelevante Rechtsakte zusammenfasst, den Tierschutzaktionsplan 2006-2010. Dieser wurde im Jahr 2011 evaluiert und mit einem Bericht des Europaparlaments, dem Paulsenbericht kommentiert. Den darauf folgende Tierschutzplan stellte der zuständigen Kommissar John Dalli am 19. Januar 2012 vor, dieser stellt keinen weiteren, dieser allerdings ist kein aktualisierter Katalog des ersten Plans sondern eine grundlegende Wende der EU bezüglich des Tierschutzes. 

Die letzten Erweiterungen der EU um Mitgliedstaaten mit unterschiedlichster historischer und kultureller Prägung bedingten zunehmend massive Probleme im Vollzug bestehender Rechtsvorschriften in Europa. Unter diesem Eindruck entstand ein völlig neuer Handlungsansatz der EU erstellt, eine Strategie: die gemeinschaftliche Tierschutzstrategie 2012-2015. 
Sie umfasst folgende Schwerpunkte: a) ein europäisches Tierschutzrechtsrahmengesetz b) ein Europäisches Netz von Kompetenzzentren c) Besseren Vollzug von Tierschutzgesetzen d) Tierschutzbezogene Indikatoren als Masstab für Tierschutzhaltungsstandards e) EU Tierschutzstandards für Importe.    

Vollzug: Die vertikale und die horizontale Ebene bei tierschutzrelevanten Regelungen

Grundsätzlich ist die EU Kommission als Hüterin der Verträge (Art.17 VEU) für die Besitzstandswahrung der EU und damiot für die Einhaltung der Verträge zuständig. Sie beschäftigt im Zuständigkeitsbereich der DG SANCO ein EU Lebensmittel- und Veterinäramt mit der Zentrale in Irland (Grange) mit 81 Inspektoren, die vor Ort in den Mitgliedstaaten und Drittländern, die in die EU exportieren, die Einhaltung von Vorschriften für die Lebensmittelsicherheit  ebenso von Tierschutzvorschriften prüfen und überwachen.  
In den Mitgliedstaaten sind die Regierungen zuständig für die wirksame Umsetzung der EU Vorschriften in nationales Recht, über den Vollzug tierschutzrelevanter Vorschriften wacht die jeweils oberste Veterinärbehörde mittels den nachgeordneten Veterinärbehörden, ggf. unter Mitwirkung von Ermittlungsbehörden.  
Die obersten Behörden erstatten der entsprechenden Generaldirektion, hier der DG SANCO, jeweils Bericht über die erfolgte Kontrolle, und sorgt im Falle von Rechtsverstössen für entsprechende Sanktionen. Die Kontrollen können bis zu einem Vertragsverletzungsverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof führen, wenn die Mitgliedstaaten sich beharrlich weigern, EU Recht umzusetzen. In dser Praxis lenken die Mitgliedstaaten im Laufe des Verfahrens meist ein, in Ausnahmefällen wird jedoch ein Zwangsgeld vom EuGH verhängt. Diese Handlungsebene der EU in Bezug auf ihre Mitgliedstaaten wird als vertikale Ebene des Vollzugs bezeichnet, während die Überwachung und Kontrolle auf der nationalen Ebene innerhalb der Mitgliedstaaten die horizontale Vollzugseben darstellt. . 
Zwischen 70 und 80% beträgt der Anteil der nationalen Gesetze, die die Umsetzung europäischer Regelungen betreffen, dies gilt ebenso für den Tierschutz. 
Seit Jahren sind erhebliche Misstände bei Tiertransporten bekannt, die die Regelungen der EU Transportverordnung 1/2005 missachten. Die Folge (neben wettbewerbsverzerrungen): erhebliches Tierleid. Das spektakuläre Versagen von gleich 13 von 27 Mitgliedstaaten, die die Umsetzungsfrist der Richtlinie 1999/74/EG mit dem Verbot konventioneller Käfige für Legehennen nicht eingehalten haben, hatte zur Folge, dass noch im Januar 2012 zum ersten mal in der Geschichte der EU gleichzeitig 13 Vertragsverletzungsverfahren von der EU Kommission gegen die säumigen Mitgliedstaaten eröffnet wurden. Die Folge: erhebliches Tierleid und Millionen illegal produzierter Eier als wettbewerbrechtliches Problem für Produzenten in rechtstreuen Mitgliedsländern. 
Ein aus ethischen und wirtschaftlichen Gründen unhaltbarere Zustand. Ein weiterer Aspekt ist ein Ansehensverlust der EU Kommission. 

Eine Konferenz zum Thema Vollzug im Juni 2012 in Brüssel 

Diese bekannten Vollzugsdebakel einerseits sowie die künftige Fokussierung der EU Kommission in der neuen Tierschutzstrategie auf den Vollzug tierschutzrelevanter Gesetze als Hüterin der Verträge andererseits bildeten den Ausgangspunkt für eine zweitägige Konferenz zum Vollzug von tierschutzrelevanten Reglungen in Europa. 
Die Tierschutzorganisation VIER PFOTEN International mit ihrem Europabüro in Brüssel als Initiator veranstaltete gemeinsam mit der Dachorganisation für europäische  Tierschutzorganisationen Eurogroup for Animals, der Europäischen Vereinigung für Tierärzte (FVE),  Istituto G.Caporale Teramo (IGC),  Deutsche Juristische Vereinigung für Tierschutzrecht (DJGT), der Stiftung für das Tier im Recht, der Freien Universität Barcelona mit dem Masterstudiengang „Animals in Law and Science“ eine Tagung.  Dementsprechend hochrangige Referenten aus dem Veterinär- und Juristischen Bereich und der Wissenschaft sowie fünf leitende Beamte der EU Kommission beleuchteten das Thema Vollzug und Tierschutz und diskutierten dies mit rund 140 Teilnehmern.  
Die Veranstaltung fand am 12. Und 13 . Juni 2012 statt in der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der Europäischen Union in Brüssel. 

Eröffnet wurde die Tagung von der Repräsentantin der Dänischen Ratspräsidentschaft, Dr. Birte Broberg. Sie bezog sich in erster Linie auf die Misstände bei den Tiertransporten und erhofft sich von der Tagung konkrete Verbesserungsvorschlâge für das Vollzugswesen. 
In seiner Begrüssungsrede stellte der Präsident von VIER PFOTEN International, Helmut Dungler, fest, dass eine Kultur des Vollzugs in diesem Bereich in Europa notwendig sei und er hoffe, dass von dieser Konferenz ein entsprechendes Startsignal dafür ausgehe.  
Den Einführungsvortrag hielt Dr. Vassallo, im Kabinett des EU Kommissars John Dalli zuständig für Tierschutz. Er hob den im Vertrag von Lissabon stehenden Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit der EU hervor (Art. 4 Abs.III VAEU) und betonte die Notwendigkeit qualitativen Vertiefung bestehender Gesetze durch verbesserten Vollzug und Intensivierung der Informations- und Bildungsarbeit. 
Teil I: der europäische Rahmen für den Vollzug
Der Leiter der Abteilung Tierschutz Dr. Gavinelli erörterte die Zielsetzung der EU zur qualitativ verbesserten Umsetzung bestehender Vorschriften im Zuge der neuen Tierschutzstrategie auf EU Ebene und in den Mitgliedstaaten durch Maßnahmen der EU: mittels des geplanten vereinfachten Rechtsrahmens, einem Netzwerk von Kompetenzzentren für Tierhaltung in den Mitgliedsaaten, eine Initiative für Tierschutzarbeit an Schulen. Er stellte das bereits begonnene Weiterbildungsprogramm Tierschutz für praktische Tierärzte vor, das auch in 2013 fortgeführt wird. Er betonte die Notwendigkeit verstärkte Berücksichtigung des Tierschutzes in der Gemeinsame Agrarpolitik und verwies auf einige aktuell anstehenden Umsetzungsthemen so etwa die neue EU  Schlachtverordnung und die Schweinehaltungsverordnung. 
Im Anschluss referierte aus der Praxis der Leiter der Abteilung Tierschutz des EU Lebensmittel- und Veterinamts, Dr. Cassidy. Er hob die nicht zu unterschätzenden Anreize der Mittel aus der ländlichen Entwicklung hervor und gab Hinweise, die aus seiner langjährigen Erfahrung für verbesserten Vollzug wichtig wären: eine klare Vollzugspolitik der obersten Behörde des Mitgliedslandes, strukturell eindeutige Zuständigkeiten in den Behörden, ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen, gut vorbereitete Verfahren, verbesserte Kenntnisse des Tierschutzrechts der Staatsanwaltschaften, ebenso empfahl er die konsequente Durchführung von möglichen Strafmaßnahmen.  

Teil II: mögliche Indikatoren für die Vollzugsstörungen im vertikalen Bereich
Prof. Dr. Gimenez-Candela von der Freien Universität Barcelona stellte die Stellung des Tieres in unterschiedlichen Rechtskonzepten vor und wies nach, daß mit der gegenwärtigen rechtlichen Qualifizierung von Tieren als Sachen kein rechtswirksamer Fortschritt von Tierschutz möglich ist. Sie forderte eine neue rechtliche Qualifizierung von Tieren als fühlende Wesen. Ebenso bestehe bezüglich des Vollzugs ein Defizit im Dialog zwischen der Tierärzteschaft und Juristen. 
Der stellvertrende Vorstandsvorsitzende des DJGT Jost Ort analysierte die Auswirkungen der unterschiedlichen Rechtssysteme in den Mitgliedstaaten auf das Strafrecht. Dies zeigte, daβ Tierschutz in der Verfassung kombiniert mit entsprechenden Strafrechtsnormen in den Mitgliedstaaten notwendig sind.  Dem Verständnis der europäischen Öffentlichkeit von Tierschutz entspräche eine europaweit einheitliche Einordnung von Tierquälerei als Straftatbestand, dies solle  im künftigen europäischen Tierschutzrechtsrahmengesetz Beachtung finden. Dazu stehe der rein  wettbewerbsorientierte Ansatz der Welttiergesundheitsbehörde im Gegensatz. 
Dem Tierschutz als Staatsziel in der Verfassung komme nicht zu unterschätzende Bedeutung auch in der weiteren Entwicklung des Tierschutzes in einem Mitgliedsland zu, so der Leiter der Stiftung für das Tier im Recht, Dr. Bolliger, und empfahl den in der Schweizer Verfassung verankerten Schutz der Würde der Kreatur. 
Carla Brown von der Welttierschutzorganisation WSPA zeigte die große Bandbreite von Tierschutzvorschriften weltweit auf, die die WSPA zur Zeit in einem Projekt erforscht. Sie zählte zum Bereich Vollzug zehn Faktoren auf und fasst zusammen, dass zwar weltweit zunehmend Tierschutzgesetze erarbeitet werden, diese ohne präzise Implementierung und strengen Vollzug nicht ausreichen. Sowohl Regierungen als auch Tierschutzorganisationen sowie die Öffentlichkeit sind verantwortlich. 

Teil III: Zusammenarbeit für den Vollzug auf nationaler Ebene 
Der Leiter der FVE Dr. Vaarten wies den praktischen Tierärzten eine Schlüsselrolle für die Umsetzung von Tierschutzgesetzen zu, indem sie an der Schnittstelle der Interessen des Tieres, des Halters und der Öffentlichkeit arbeiten. Daher müsse das Berufsbild der Tierärzteschaft aktualisiert werden um ein klares Mandat und klare Verantwortlichkeiten. Er forderte zudem verständliche und von der allgemeinen Bevölkerung nachvollziehbare Gesetze, konsequente Strafverfolgungsmaßnahmen bei Rechtsverstößen, forderte insbesondere mehr Informationsaustausch und verstärkte Zusammenarbeit zwischen Veterinären und Juristen, wobei er ebenfalls ein Defizit der Tierschutzrechtskenntnisse bei Juristen erwähnte, sowie eine klare Vollzugspolitik der Behörden, an der sich die Tierärzte vor Ort orientieren können.  
Die hessische Tierschutzbeauftragte Dr. Martin wies auf Mängel in den Formulierungen bereits der EU Bestimmungen hin als Teil der Vollzugsdefizite in den Mitgliedstaaten. Sie empfahl den Mitgliedstaaten und den Behörden die Einführung zeitgemäßen Qualitätsmanagements, die Schaffung von Fachdezernaten Tierschutz in Staatsanwaltschaften, spezialisierte Tierschutzkammern bei den Gerichten, und die Einführung der Verbandsklage oder regionale Tierschutzbeauftragte. Letztlich entscheidend sei jedoch der  Wille der verantwortlichen Politiker für auch einen wirksamen Tierschutzvollzug. 


Im Anschluss daran zeigte Dr. de Jong von der niederländischen Tierschutzorganisation Dierenbescherming die Wirkung von Tierschutzlabeln. Das Label ‚better leeven’ wird nicht nur von den Verbrauchern angekommen, sie sind auch bereit mehr für die entsprechenden Produkte zu zahlen. So bewirkte das Label nicht nur nachhaltige Verbesserungen in der Tierhaltung für die Tiere, sondern auch Umsatzsteigerungen für die landwirtschaftlichen Produzenten und den Handel. 
Silvia d’Albenzio erläuterte das vielschichtige internationale Schulungsprogramm des Istituto G.Caporale für Veterinäre, und die neu entwickelten e-learning Methoden und den Einsatz der sozialen Netze. 

Teil IV: Fallstudie Käfigverbot für Legehennen
Dr. Maisack, Präsident der DJGT, stellte das Verfahren des Bundesverfassungsgesetzes dar, das zur Revision der Legehennenrichtlinie im Jahr 2002 führte. Er erläuterte ebenfalls das Verfahren zur rechtlichen Beurteilung der Kleingruppenhaltung durch das Bundesverfassungsgericht. Ein entsprechendes Haltungsverbot hat die Bundesregierung daraufhin zwar erlassen. . Abgesehen von den Tierschutzproblemen ist diese lange Übergangsfrist bis 2035 ist sehr kritisch zu bewerten, da dieser zu erheblicher Rechtsunsicherheit führen wird, Gerichte in 16 Bundesländern werden unterschiedlich urteilen. 
Dr. Gavinelli erläuterte die Gründe, wie es zu dem Vollzugsdesaster kommen konnte: die EU Kommission hat keine rechtliche Durchsetzungsmöglichkeit bei drohender Rechtsverstößen, Sie kann erst am Tag nach Ablauf der Frist aktiv werden und die Vertragsverletzungsverfahren einleiten. Mit dem Erfahrungshintergrund des Käfigverbotes wird den Mitgliedstaaten künftig in den Gesetzesvorhaben von der EU Kommission eine stufenweise Umsetzung mit Fristen vorgegeben. Die EU Kommission bedürfe klarer Kompetenzen zu Kontrolle bereits im Übergangszeitraum. Für die anstehende Umsetzungsfrist der Schweinehaltungsrichtlinie zum 1. Januar 2013 werden bereits  entsprechende Konsequenzen gezogen und etwaige Vertragsverletzungsverfahren vorbereitet, parallel werden monatliche Statusberichte von der Mitgliedstaaten erhoben, und verstärkt Informationsvermittlung betrieben für die Halter. 
Dr. Wilms von Juristischen Dienst der EU erläuterte das System und Verfahren von Vertragsver-letzungsverfahren. Die EU ist eine Rechtsgemeinschaft, die EU Kommission Hüterin der Verträge. Der EuGH stellt die Einhaltung des Rechts sicher. Das Verfahren findet statt gemäß Art. 258 (erster Verstoß) und 260 (2. Verstoß) VAEU. Zu einem guten Vollzug gehöre ein stabiles rechtliches Umfeld das auf dem Rechtsstaatsprinzip basiert, demokratische Grundsätze und wirksame Grundrechte. 
Für die Eurogroup for Animals verwies Veronique Schmitt, Leiterin der politischen Abteilung, auf den Anreiz zur Einhaltung von Rechtsnormen in der Gemeinsamen Agrarpolitik. Investitionen für Stallumrüstungen sowie Information und Weiterbildung können Landwirte über die Ländliche Entwicklung erhalten. Ergänzend wirke der entsprechende Entzug der Fördermittel bei als Sanktion. 
Gabriel Paun, Leiter Internationale Kampagnen von VIER PFOTEN, forderte von der EU Kommission die Ausdehnung der Eierkennzeichnung auf verarbeitete Eier in Produkten. Nur so könne dem Anliegen der Verbraucher nach Transparenz entsprochen werden. Er verwies auf eine Umfrage in 15 Mitgliedstaaten, wonach mehr als die Hälfte der Bevölkerung ein solche Kennzeichnung wünschten.  Dies würde die restliche Umsetzung der Richtlinie positiv beeinflussen. 
Österreich hat bereits zum 1. Januar 2009 das Käfigverbot umgesetzt. Dr. Wöhry, Juristin für Tierschutz im österreichischen Gesundheitsministerium verwies auf ein gemeinsames Umsetzungskonzept des Landwirtschafts- und Gesundheitsministeriums. Landwirte wurden soweit erforderlich für die Umrüstung bezuschusst. Österreich hat in jedem Bundesland einen Tierschutzombudsman, beim Ministerium für Gesundheit einen Tierschutzbeirat mit Experten sowie eine Tierschutzkommission für Tierversuche. Besonders erwähnenswert ist der seit 2010 bestehende Tierschutzvollzugsbeirat, der sich zusammensetzt aus einem Vertreter des Landwirtschafts-ministeriums, einem Vertreter des Gesundheitsministeriums, dem Vorsitzenden der Landesombudsleute und der jeweiligen regionalen Ombundsperson.  

Teil V: Weitere konkrete Vollzugsprobleme
Sophie Duthoit EU LLM, EU-Rechtsreferentin im Europabüro von VIER PFOTEN erläuterte das aktuelle Gesetzgebungsverfahren zur Revision der Reisebestimmung mit Heimtieren (998/2003). Die aktuelle Fassung führt unstreitig zu erheblichen Anwendungsproblemen. VIER PFOTEN fordert eine präzisere und verständlichere Rechtssprache, und inhaltlich die unverzichtbare Einführung der Registrierung von Heimtieren, um Rückverfolgbarkeit herzustellen. 
Max Walleitner vom DJGT führte die Vollzugsprobleme der Verordnung in Deutschland näher aus und referierte die sich widersprechenden Gerichtsurteile zur Auslegung der Verordnung 998/2003. Seine Feststellung lautete, nur präzise Begriffe und Definitionen von Europäischen Rechtsakten könnten eine so weitreichende Rechtsunsicherheit zu Lasten von Tieren und ihre Halter beseitigen. 
Dr. Dalla Villa, Abteilungsleiter der Forschungsgruppe Tierschutz des Istituto G.Caporale unterstrich die Bedeutung der Kennzeichnung und Registrierung in Europa für den Tierschutz, stellte die TASSO Berechnung der einzusparenden Kosten für Tierheime vor bei ausreichender Kennzeichnung und Registrierung, und beschrieb das vom Institut für die Region Molise in Italien maßgeschneiderte Realtime Lösung einer regionalen Online-Datenbank. Er wies abschliessend darauf hin, dass sich Vollzug nicht von allein einstelle. Eine nicht zu unterschätzende Rolle kämen den nicht legislativen Begleitmassnahmen zu.  
Den eklatanten Vollzugsdefizit des Lebendrupf von Gänsen zeigte Marcus Müller, Kampagnenleiter Geflügel von VIER PFOTEN auf. Er kritisierte das Gutachten der EFSA, die das Raufen der Daunen als nicht tierschutzwidrig qualifiziert, wohl aber das Rupfen der Federn. Dieses Ergebnis sei in keiner Hinsicht praxistauglich angesichts der Vielzahl der Tiere, es biete vielmehr der Industrie Argumente für die Fortsetzung des verbotenen Lebendrupfs. Er forderte von der EU Kommission Abhilfe.  
Vollzugsprobleme bei Tiertransporten griff Peter Stevenson, Leiter der politischen Abteilung von Compassion of World Farming (CIWF) auf. Die Verordnung 1/2005 an sich biete einen guten Rahmen für den Vollzug. Dennoch gäbe es häufig gefälschte Fahrtenbücher, Probleme mit Füttern, Tränken und Ruhen der Tiere, Besatzdichte, Höhe der Fahrzeuge und Wasserversorgung während der Fahrt, Beladung nicht transportfähiger Tiere. Er verwies auf den Bericht der WSPA/Eyes in Animals, gab einige Vorschläge für Lösungen dieser Probleme, u.a. die Ausûbung der Sanktionskompetenz (Art. 23, 26 der Verordnung), verwies auf den jüngsten Bericht von Rabitsch/Wessely, wonach bei Einhaltung der Vorgabebn für LKW-Fahrer zu anderen Transportzeiten führen als in der 1/2005. Stevenson hob die konstruktive Rolle der Tierschutzorganisationen als Helfer des Vollzugs hervor, die die Polizei mit genauen Informationen in verschiedenen Sprachen ausführlich informieren.
Aus Spanien referierte Dr. Dignoes vom Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Umwelt die Roadmap zur anstehenden Umsetzung der Schweinehaltungsverordnung. Mit einem Fünf-Punkte-Programm wird gemeinsam mit regionalen Behörden und den Produzenten wird die Einhaltung der Frist angestrebt. Er verwies ebenso auf die negativen Folgen hin, so etwa strukturell eine Konzentration der Produktion auf weniger und grössere Betriebe und längere Transporte. 
Dr .Jones, Geschäftsführer Humane Society International/UK, griff das Thema Tierversuche auf. Er listete die bis zum 1.Januar 2013 umzusetzenden Änderungen auf, die das 3R-Prinzip erfordern, und wies auf die anfälligen Vollzugsvorschriften hin wie nicht ausreichende Kontrollen und Berichtspflichten. Sein Plädoyer für wirksamen Vollzug: eine Kultur des Vollzugs, Wachsamkeit und Transparenz. 

Teil VI: Kriterien für effektiven Vollzug in der EU und in den Mitgliedstaaten
Präsident der FVE Dr. Buhot sieht die Rolle eines jeden  Tierarztes als Vertreter und Wahrer von Tiergesundheit, Tierschutz und öffentlicher Gesundheit. Er forderte klare Strukturen in Veterinärbehörden und mehr Weiterbildung für alle Tierärzte und den politischen Willen, der sich in ausreichenden Ressourcen (Personal und Finanzmittel) niederschlägt. 
Prof. Marguenaud, Universität Limoges, und Herausgeber der Tierschutzrechtszeitschrift RSDA, forderte die für rechtliche Einordnung von Tieren in allen europäischen Rechtssystemen eine besondere Kategorie, da die Qualifikation als Sache nicht mehr den heutigen Anforderungen an eine harmonisierte Rechtsordnung in Europa genügt. 
Für Tierschutzorganisationen sprach Noor Evertsen, Dier&Recht, sie forderte Transparenz und Verlässilchkeit im Vollzug, Weiterbildung und Information von allen Interessengruppen, eine neue rechtliche Einordnung von Tieren in den Rechtssystemen und mehr Vernetzung der Juristen in Europa.
Dr. Volpi, Rechtsreferentin in der Vollzugsabteilung der EU Kommission, DG SANCO, stellte die Erwartungen der EU Kommission im Hinblick auf die Mitgliedstaatebn vor. In der Richtlinie 882/2004 werden die Mitgliedstaaten mit allen notwendigen Befugnissen ausstattet, um den Vollzug zu gewährleisten. Die Massnahmen sind ein risikkobasierter mehrjährige Kontrollplan, nicht abschliessend aufgelistete angemessene und verhältnismässige Einzelmassnahmen, um  Rechtsverstösse zu beenden, wobei diese vom Vertriebsverbot von Produkten bis hin zur Schliessung von Betrieben reichen. Um auch grenzüberschreitend Vollzug zu gewährleisten, haben die Behörden das Recht zur Amtshilfe und Zusammenarbeit. Die Mitgliedstaaten habe ihrer Berichtspflicht zu entsprechen. 
Die Forderungen der europäischen Zivilgesellschaft formulierte die Leiterin der Eurogroup for Animals, Sonja van Tichelen. Eine künftige Zusammenarbeit der Behörden mit den NGOs sei unverzichtbar für wirksamen Vollzug, neue Technologien und Instrumente müssen genutzt werden, und die Politik solle ihre Erfahrungswerte mit Vollzugsstrukturen aus neueren Bereichen wie der Fischerei- Verbraucher- und Umweltpolitik nutzen, die Gemeinsame Agrarpolitik solle entsprechende Hilfen für rechtmässigen Vollzug von Gesetzen zur Verfügung stellen. 
Am Ende der Konferenz wurden die Erkenntnisse zusammengefasst (siehe Kasten). 

Ein Ergebnis der Konferenz: ein neues europäisches Netzwerk zum Vollzug: 
Als weiteres Ergebnis wurde am Rande der Konferenz ein Europäisches Netzwerk aus Tierschutzjuristen in allen Mitgliedstaaten und Tierschutzbeaufrtagten aller Art gegründet. Mehr dazu ist auf der Webseite des Europabüros von VIER PFOTEN zu lesen, wovon dieses Netzwerk ausging.  Ziel ist es, mit einem verbesserten Dialog zwischen Veterinären und Juristen für die EU die Parameter für eine europäische Volzugsstrategie zu verfassen, die in Zusammenhang mit der neuen Tierschutzstrategie geplant ist. Ebenfalls soll das Netzwerk dazu dienen, Informationen aus den einzelnen Mitgliedstaaten vergleichen zu können, aktuelle Urteile zu erfahren, und dies im Interesse der Tiere für besseren Vollzug fruchtbar zu machen. Adressaten der Webseite sind auch politische Entscheidungsträger, Tierärzte, Nichtregierungsorganisationen und selbstredend Juristen aus allen Bereich bis hin zu Studenten. 

Vorstellung der neuen Tierschutzbeauftragten in Baden-Württemberg beim Empfang
Nicht nur während der Tagung wurden Informationen ausgetauscht, am Abend des ersten Konferenztages wurde ein Empfang der Vertretung des Landes Baden-Württemberg gegeben. 
Anlaß war die Vorstellung der neuen Tierschutzbeauftragten, Dr. Cornelie Jäger und ihres Stellvertreters Dr. Christoph Maisack. Da mit Dr. Jäger die Tierärzteschaft vertreten ist und mit Dr. Maisack die juristische Seite war dies ein hoch innovatives Signal für den Tierschutrz und passte damit bestens zum Tenor der Tagung. Zur Abrundung spielte ein aus 16 Veterinären bestehendes niederländisches Orchester auf.  

Ausblick
Die Fülle an Informationen und Erfahrungsberichten der Konferenz zeigte einen erheblichen Handlungsbedarf seitens der Europäischen Union, wie auch seitens der Mitgliedstaaten, um den bereit s bestehenden tierschutzrelevanten Bestimmungen Geltung zu verleihen.  Ebenso wurde deutlich, dass die ins Auge gefasst europäische Vollzugsstrategie zum neuen Europäischen Tierschutzrechtsrahmengesetz eine Chance ist, die aufgezeigten vielfältigen Defizite zu füllen. 
Es ist zu hoffen, dass die bewähretn Beispiele aus der Praxis sowie die wissenschaftlichen und fachlichen Erkenntnisse der Konferenz, flankiert von fachkundiger Beratung durch das neue juristische und veterinärmedizinische Netzwerk, Eingang in die politische Wirklichkeit finden. Mit Spannung ist die angekündigte neue europäische Vollzugsstrategie zu erwarten, die bis 2014 verfasste sein soll. 

Hinweis: 
In Kürze erscheint ein Tagungsband in englischer Sprache, der unter der office@vier-pfoten.eu bestellt werden kann oder telefonisch im VIER PFOTEN Europabüro Brüssel unter +32-2-740.08.88.

(im Kasten:
Ergebnis der Konferenz)

Dr. Marlene Wartenberg
Leiterin des VIER PFOTEN Europabüros, Brüssel
30. September 2012 


